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Grundstücksrecht. Eine Eigentumswohnung
muss zum Wohnen geeignet und deshalb
trocken sein. Ansonsten erfüllt sie die
beim Verkauf vertraglich vereinbarte
Verwendung nicht. Sie ist mangelhaft.

BGH, Urteil vom 21. Juni 2024,
Az. V ZR 79/23

Feuchtigkeit ist auch im
Altbau ein Mangel
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DER FALL

Die Käufer erwarben zweiWohnungen im
Souterrain eines Anfang des 20. Jahrhun-
derts gebauten Hauses. Die Verkäufer
wiesen im Vertrag auf eine im selben Jahr
ausgeführte Kernsanierung und einen
noch bestehenden Feuchtigkeitsschaden
einer Außenwand der Wohnungen hin.
Die Gewährleistung wurde vertraglich
ausgeschlossen. Es stellte sich heraus,
dass weder eine Verbindung zwischen der
Bodenabdichtung und den Wänden noch
eine Horizontalabdichtung bestand. Die

erforderliche Sanierung der Wohnungen
und des Gemeinschaftseigentums, die
von der Wohnungseigentümergemein-
schaft durchgeführt wurde, zog sich fast
eineinhalb Jahre hin. Die Käufer klagten
gegen die Verkäufer auf Schadenersatz für
die ihnen in dieser Zeit entstandenen
Miet- undNebenkosten für dieWeiternut-
zung der bisherigen Wohnung in Höhe
von 33.000 Euro.
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DIE FOLGEN

Die Klage wurde in den ersten beiden
Instanzen abgewiesen. Das Oberlandes-
gericht Köln stützte seine Entscheidung
auf die lediglich geschuldete übliche und
zu erwartende Altbaubeschaffenheit, die
erfüllt sei, den vertraglichen Hinweis auf
den Feuchtigkeitsschaden sowie auf den
Gewährleistungsausschluss. Der Bundes-
gerichtshof hob diese Entscheidungen auf
und verwies die Sache zur weiteren Sach-
aufklärung an das OLG zurück. Denn
selbst eine Altbau-Souterrainwohnung,
die 1904 errichtet wurde, als Abdichtun-
gen noch unüblich waren, ist für die ver-
traglich vorausgesetzte und gewöhnliche
Verwendung nach § 434 Abs. 1 S. 2 Nr. 1 u.
2 BGB (a.F.), nämlich Wohnen, nicht ge-

eignet, wenn sie aufgrund erheblicher
Wandfeuchte unbewohnbar ist. Der BGH
erkannte darin einen Sachmangel – auch
dann,wenndieAltbauwohnungen,wie im
entschiedenen Fall, in unmittelbarer
Nähe eines Flusses liegen. Auf den ver-
traglichen Haftungsausschluss können
sich die Verkäufer möglicherweise auf-
grund von Arglist nicht berufen. Denn
nach dem bisherigen Prozessvortrag der
Parteien war nicht auszuschließen, dass
die Verkäufer zum Bestehen, zum Aus-
maß und zur Ursache der Feuchtigkeit fal-
sche Angaben machten, um die Käufer zu
täuschen.Dieswird nun vomOLGKöln zu
klären sein.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

WAS IST ZU TUN?

Grundsätzlich kann auch der Käufer einer
Altbauwohnung erwarten, dass diese
bewohnbar ist. Entgegenstehende Haf-
tungsausschlüsse sind auf ihre Wirk-
samkeit und ihren Umfang sorgfältig zu

prüfen. Bagatellisierungen und Schön-
färberei können nach hinten losgehen.
Bekannte erhebliche Mängel sollten zu-
treffend und vollständig offengelegt wer-
den. (redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt
Dr. Hans-Christian
Hauck von Hauck

Schuchardt
Quelle: Hauck Schuchardt

Mietrecht. Ein Vermieter darf einem
Gewerbemieter auch auf Nebenkosten,
die bereits mit Vorsteuern belastet sind,
zusätzlich den vollen Umsatzsteuersatz in
Rechnung stellen.

LG Mannheim, Urteil vom 3. April 2024,
Az. 4 S 45/23

Die Umsatzsteuer darf
doppelt erhoben werden
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DER FALL

Der Vermieter vermietet an einen Friseur-
salon mit Wellnessinstitut. Er optiert für
die Mieten zur Umsatzsteuer; der Mieter
ist vorsteuerabzugsberechtigt. Der Mieter
erhielt eine Betriebskostenabrechnung
mit einer Nachzahlung. Er beglich den
Betrag, forderte aber später einen Teil
zurück. Seiner Meinung nach war die
Abrechnung fehlerhaft. Der Vermieter
habe nicht nur auf die Betriebskosten

Umsatzsteuer erhoben, die selbst nicht
der Umsatzsteuer unterliegen, sondern
auch auf Kosten, die bereits als Bruttobe-
trag in der Abrechnung aufgeführt waren.
Diese hätten netto zuzüglich Umsatz-
steuer aufgeführt werden müssen. Seine
Nachzahlung wäre dann geringer ausge-
fallen. Er klagt den zu viel bezahlten
Betrag ein. Das Amtsgericht gibt der Klage
statt; der Vermieter geht in Berufung.
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DIE FOLGEN

Das Landgericht gibt dem Vermieter
Recht. Die Nebenkostenabrechnung ist
sowohl formell als auch materiell ord-
nungsgemäß erstellt. Sie enthält alle
gesetzlichen Mindestangaben, wie eine
Gesamtkostenaufstellung, den Verteiler-
schlüssel, die Berechnung des Mieter-
anteils und den Abzug der geleisteten
monatlichen Vorauszahlungen. Materiell
ist sie unter anderem deshalb richtig, weil
beide Vertragspartner – wie geschehen –
vereinbaren können, dass der Mieter die
Umsatzsteuer aufMiete undNebenkosten
übernimmt, wenn eine solche anfällt

(BGH, Urteil vom 25. Juli 2001, Az. XII ZR
137/99). Unabhängig von der umsatzsteu-
erlichen Vorbelastung der Nebenkosten
entfällt auf diese mit der Nebenkostenab-
rechnung die gesetzliche Umsatzsteuer.
Das gilt sogar für steuerbefreite Beiträge
wie die Grundsteuer. Der Vermieter darf
dem Mieter auch auf Nebenkosten, die
bereits mit Vorsteuern belastet sind,
zusätzlich den vollen Umsatzsteuersatz in
Rechnung stellen mit der Folge, dass das
Finanzamt auf derartige Nebenkosten
zweimal die Umsatzsteuer erhält.
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WAS IST ZU TUN?

Fälle wie diese sind nicht selten: Woh-
nungsmieter sind nicht vorsteuerabzugs-
berechtigt und erhalten eine Nebenkos-
tenabrechnung mit Bruttobeträgen. Wird
eine Gewerbefläche vermietet und für die
Mieten zur Umsatzsteuer optiert, macht
das die Nebenkostenabrechnung für die
Gewerbefläche kompliziert. Vermieter
sollten ihre Gewerbemieter bei Abrech-
nungen über die Umsatzsteuer-Modalitä-

ten informieren. Doppelt gezahlte Um-
satzsteuer ist nicht verloren; sie wird vom
Finanzamt erstattet. Zum LG-Urteil ist
Revision beim BGH anhängig. Er soll ent-
scheiden, ob der Vermieter auf vorsteuer-
belastete Nebenkosten zusätzlich den vol-
len Umsatzsteuersatz berechnen darf. Bis
dahin ist die doppelte Berechnung rech-
tens. (redigiert von Monika Hillemacher)

Steuerberater
Jens Krall

von Euprax
Quelle: Euprax

Steuerrecht. Wenn sich in der Hand eines
Treuhänders erstmalig alle Anteile einer
grundbesitzenden GmbH unmittelbar
oder mittelbar vereinigen, kann dies
Grunderwerbsteuer auslösen.

BFH, Urteil vom 10. April 2024,
Az. II R 34/21

Grunderwerbsteuerpflicht
trotz Treuhänder-Kauf
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DER FALL

Der Kläger war bereits an zwei Immobi-
liengesellschaften beteiligt, als er 2012 alle
übrigen Anteile dieser GmbHs hinzuer-
warb. Allerdings kaufte er jeweils rund
10% der Gesellschaftsanteile treuhände-
risch für eine fremde Person. Er vertrat
damit die Auffassung, dass der Anteilser-
werb keine Grunderwerbsteuer ausgelöst
habe, weil er unter Berücksichtigung des

Treuhandverhältnisses selbst weniger als
95% der Anteile besessen habe. Das
Finanzamt beurteilte den Sachverhalt
jedoch als grunderwerbsteuerpflichtig.
Hiergegen richtete sich die Klage.
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DIE FOLGEN

Der BFH gab dem Finanzamt Recht. Das
Gericht urteilte, dass sich durch den nota-
riell beurkundeten Vertrag aus dem Jahr
2012 erstmals alle Anteile an den grund-
besitzenden GmbHs in der Hand des Klä-
gers vereinigten und damit die Grunder-
werbsteuerpflicht ausgelöst wurde. Die
Vorschrift will die Sachherrschaft erfas-
sen, die jemand hinsichtlich des Gesell-
schaftsgrundstücks aufgrund der rechtli-
chen Verfügungsmacht über die Gesell-
schaftsanteile erlangt. Die Anteilsvereini-
gung kann dadurch erfolgen, dass sich die
Anteile in der Hand des Erwerbers teils
unmittelbar und teils mittelbar vereini-

gen. Der Käufer erwirbt einen Anteil
an der grundbesitzenden Gesellschaft
unmittelbar, wenn er zivilrechtlichGesell-
schafter dieser Gesellschaft wird. Dies gilt
auch für einen Treuhänder, der die sich in
seiner Hand vereinigenden Anteile der
grundbesitzenden Gesellschaft für Rech-
nung seines Auftraggebers, des Treuge-
bers, erwirbt.
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WAS IST ZU TUN?

Der treuhänderische Erwerb von Gesell-
schaftsanteilen verhindert nicht die
Anteilsvereinigung. Bei einer Gesellschaft
mit Immobilienbesitz kanndies ungewollt
Grunderwerbsteuer auslösen. Hilfreich
wäre daher gewesen, wenn der neu 2012
hinzugekommene Fremdgesellschafter
die Anteile selbst im eigenen Namen
erworben hätte. In dem Fall wäre die
seinerzeit gültige Beteiligungsquote von

95% (heute 90%) nicht überschritten
worden. Die Grunderwerbsteuer hätte
dadurch vermieden werden können.

(redigiert von Monika Hillemacher)

Rechtsanwalt
Dr. Kaspar H. Möller

von Oberthür & Partner
Quelle: O&P

Öffentliches Recht. Eine Kommune ist
verpflichtet, eine Zufahrt an die Straße
anzuschließen. Auch dann, wenn dafür
im Einzelfall von technischen Regeln
abgewichen werden muss.

VG Hamburg, Urteil vom 2. Mai 2024,
Az. 14 K 5833/19

Die Stadt muss für die
Gehwegüberfahrt sorgen
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DER FALL

Ein Bauträger verlangt von der beklagten
Stadt die Herstellung einer Gehwegüber-
fahrt zu der Tiefgarage eines von ihm
bebauten Grundstücks. Die Tiefbau-
abteilung der Stadt stellt sich auf den
Standpunkt, sie könne die Gehwegüber-
fahrt nicht herstellen, da zwischen der
Gehwegüberfahrt auf öffentlichem Grund
und der auf dem Privatgrund vorhande-

nen Tiefgaragenrampe ein Höhenunter-
schied existiert. Dieser müsse von dem
Kläger auf eigenem Grund und auf eigene
Kosten ausgeglichen werden.
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DIE FOLGEN

DieEntscheidungdesVGHamburg ergeht
zu einem Fragekomplex, der in der Recht-
sprechung gewissermaßen unterbelichtet
ist. Wie weit reicht die Pflicht einer Stadt,
die öffentlichen Wege in einen bestimm-
ten Zustand zu versetzen und diesen zu
erhalten? In dem konkreten Einzelfall
erfordert die Grundstückssituation eine
Abweichung von den technischen Baube-
stimmungen der Stadt für die Planung
und Ausführung von Straßen. Das Gericht
rückt in seiner Entscheidung die kom-
munale Pflicht im Rahmen der Wegebau-

last in den Vordergrund. Wenn eine Bau-
genehmigung ein bestimmtes Höhen-
niveau für die Zufahrt einer Tiefgarage
festlegt, muss die Stadt für einen
Anschluss an den Straßenkörper sorgen.
Sie darf sich nicht darauf berufen, eine
von technischen Regelwerken abwei-
chende Bauausführung begründe im Fall
von Starkregenereignissen ein erhebli-
ches Amtshaftungsrisiko der Stadt.
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WAS IST ZU TUN?

Der Anschluss eines Grundstücks an den
öffentlichen Grund ist zwingende Voraus-
setzung für dessen ordnungsgemäße Nut-
zung. Für Bauherren und Investoren
ergibt sich regelmäßig die Situation, dass
sie – unstreitig – die Kosten für eine Geh-
wegüberfahrt tragen müssen, aber kaum
Einfluss auf das Wann und Wie des
Anschlusses haben. Es empfiehlt sich
stets, die Grundstückszufahrt bereits im
Baugenehmigungsverfahren zu berück-
sichtigen. Dies gilt selbst dann, wenn die

Gehwegüberfahrt in einem gesonderten
wegerechtlichen Zulassungsverfahren
beantragt werdenmuss. Denn die Geneh-
migung einer bestimmten Zufahrtshöhe
in der Baugenehmigung gewährleistet
die Verpflichtung der Kommune, die
einen entsprechenden Anschluss auf
öffentlichem Grund herzustellen hat.

(redigiert von Monika Hillemacher)

ANZEIGE


